
Der Kampf gegen Sektierertum und Opportunismus 

trägt zur Festigung der Parteiorganisation Osram-Spandau bei
Als wichtigste Aufgabe im Kampf um die Erhaltung des 

Friedens und gegen die Remilitarisierung Westdeutschlands 
und Westberlins steht vor der Berliner Parteiorganisation die 
Herstellung der Aktionseinheit.

Bei der Firma Osram in Spandau stehen wenige Genossen 
vor der Aufgabe, die etwa 800 Mann starke Belegschaft für 
den Frieden und gegen die Remilitarisierung Westberlins zu 
gewinnen. Diese Genossen sind dem ständigen Druck des 
Klassengegners ausgesetzt, der mit allen Mitteln versucht, sie 
unschädlich zu machen. Eine besondere Rolle spielt dabei die 
antisowjetische Hetze.

In dieser Situation kommt es darauf an, daß unsere Ge­
nossen eine geschlossene Einheit bilden, nicht den Argumen­
ten des Gegners unter liegen oder gar vor dem Gegner zurück­
weichen. Trotz aller Schwierigkeiten und Anfeindungen 
gelang es unseren Genossen bei Osram, das Vertrauen eines 
nicht geringen Teiles der Belegschaft zu erringen. Die Folge 
war eine Steigerung des Vertriebs der “Tribüne“. Auch eine 
Bibliothek wurde eingerichtet, die von den Kollegen fleißig 
benutzt wird. In täglichen Diskussionen bemühten sich unsere 
Genossen, den Kollegen an Hand der politischen Ereignisse 
die Richtigkeit unserer Politik der Herstellung der Aktions­
einheit zum Kampf um den Frieden, die Einheit Deutschlands 
und gegen die Verschlechterung der Lebenslage in Westberlin 
nachzuweisen. Als im Mai 1950 die Frauenlöhne um 10 Prozent 
abgebaut wurden, wandten sich unsere Genossen in der.Be­
triebsversammlung energisch gegen diese Maßnahme; dadurch 
wurde das Verhältnis zwischen den Kollegen, vor allem d^n 
Frauen und den Genossen unserer Parteiorganisation noch 
enger und vertrauensvoller. Dank der entschlossenen Haltung 
der von unseren Genossen geführten Belegschaft mußte der 
zehnprozentige Lohnabbau rückgängig gemacht werden.

Jetzt trat aber ein entscheidendes Versäumnis ein. Weder 
die Kreisleitung Spandau unserer Partei noch die Parteiorga­
nisation im Betrieb verstanden es, diese erfolgreiche Aktion 
richtig auszuwerten und weiter vorzustoßen. Anstatt die 
Tagesfragen mit dem Kampf um die Einheit Deutschlands und 
den Frieden zu verbinden und die Belegschaft dafür zu ge­
winnen, ruhten sich unsere Genossen „auf ihren Lorbeeren 
aus“. Die mangelnde Anleitung und Hilfe durch das Kreis­
sekretariat, ideologische und organisatorische Schwächen der 
Parteiorganisation und besonders die opportunistische Politik 
des Parteisekretärs Steffen führten zu einer ständigen Ver­
schlechterung der Arbeit, zum Sektierertum und vor allem 
zum Zurückweichen vor dem Gegner, das sich bis zum Liqui- 
datorentum steigerte.

Besonders der damalige Sekretär der Parteiorganisation 
Steffen spielte eine verhängnisvolle Rolle. Steffen war Leiter 
der Ein- und Verkaufsabteilung des Betriebes und arbeitete 
eng mit den Direktoren zusammen. Seine ungenügende Ver­
bundenheit zur Partei und seine sektiererischen und oppor­
tunistischen Auffassungen ließen ihn zu einer leichten Beute 
für den Klassengegner werden. Unter dem Druck seiner 
„Freunde“, der Direktoren, um seine Stellung zu halten, ließ 
er sich korrumpieren und wurde zu einer Figur in den Händen 
der Direktion, die durch ihn Einfluß auf die Parteiorganisation 
gewann. Erleichtert wurde die zersetzende Tätigkeit Steffens 
durch die ideologische Schwäche der Genossen, die ihn nicht 
durchschauten und die zum Teil sogar in seinem Fahrwasser 
schwammen.
Sektierertum machte sich breit

Die entscheidende Aufgabe für die Berliner Parteiorgani­
sation ist die Herstellung der Aktionseinheit. Wie ging die 
Parteiorganisation von Osram an die Lösung dieser Aufgabe? 
Anstatt an die guten Ansätze, die vorhanden waren, anzu­
knüpfen und die Verbindung zu den SPD- und DGB-Arbeitern 
noch enger und freundschaftlicher zu gestalten, lehnte Steffen, 
der selber aus der SPD kommt, jede Zusammenarbeit ab und 
erklärte, er könne sich nicht mit den „verknöcherten SPD- 
Leuten“ zusammensetzen. Auch andere Genossen schlugen 
unter seinem Einfluß in dieselbe Kerbe. So drohte Genosse W. 
einem sozialdemokratischen Betriebsrat mit Sowjetpanzern, 
auf denen er eines Tages in den Betrieb rollen werde. Durch 
ein solches Verhalten wurde die Antisowjethetze begünstigt, 
und unsere Genossen isolierten sich von den sozialdemokra­
tischen Kollegen und dem großen Teil der Belegschaft.

Liquidatorentum als Folge
Diese selbstverschuldete Isolierung führte zu einem Pessi­

mismus in den Reihen der Parteiorganisation, der von Steffen 
noch verstärkt wurde. Es war kein Wunder, daß die Genossen 
auf' Grund dieser Politik die führende Rolle der Partei ver- 
leugneten und den Versuch machten, die Parteiorganisation 
im Betrieb zu liquidieren.

Es wurde ein Beschluß gefaßt, nicht mehr als Parteigruppe 
zusammenzukommen, sondern nur noch „als FDGB“. An dem 
Zustandekommen dieses Beschlusses hatte die Kreisleitung 
Spandau unserer Partei wesentlichen Anteil, da auf ihren 
Wunsch ein parteiloser Kollege F., Vertreter des FDGB, 
ständig an den Sitzungen der Parteiorganisation teilnahm. 
Steffen, der diesen Beschluß lebhaft vertrat und ihn damit 
begründete, „daß man zur Zeit doch nichts machen könne“, 
wurde von F. dabei unterstützt.
Politische Schwächen führten zu organisatorischen 
Mangeln

Hand in Hand mit den politischen Fehlern zeigten sich auch 
organisatorische Schwächen. Die Parteiorganisation trat als 
solche nur sporadisch und vereinzelt auf und betrieb eine 
Spontanitätspolitik. Es war zum Beispiel kein Arbeitsplan 
vorhanden, konkrete Beschlüsse wurden nicht vorbereitet und 
auch nicht gefaßt. Die Zusammenkünfte erfolgten unregel- 
mz ig und planlos, und die Genossen begannen unregelmäßig 
zu den Parteiversammlungen zu erscheinen. Die Parteiorga­
nisation verfiel dem Praktizismus. Anstatt selbstkritisch zu 
ihrer Tätigkeit Stellung zu nehmen, vor allem in der Frage, 
wie man die Aktionseinheit gegen die Remilitarisierung West­
deutschlands und Westberlins organisieren könne, wie man 
gemeinsame Aktionen für die Verbesserung der Lebens­
haltung in Westberlin vorbereiten könne, diskutierte man nur 
über rein gewerkschaftlich« und organisatorische Fragen.
Die Kreisleitung trägt eine große Verantwortung

Wenn man sich heute alle diese Dinge vor Augen hält und 
die Tätigkeit Steffens und der Parteiorganisation überprüft, 
so muß man sich fragen: Wie konnte das geschehen? Wie 
konnte die Kreisleitung Spandau es zulassen, daß die Dinge 
so weit gediehen? Steffen war für die Genossen der Kreis­
leitung kein imbeschriebenes Blatt mehr. Ihnen waren die 
Vorgänge in der Parteiorganisation des Betriebes bekannt. 
Den Genossen der Kreisleitung war zum Beispiel auch be­
kannt, daß Steffen den Parteiauftrag erhalten hatte, als Kan­
didat für den Betriebsrat aufzutreten. Obwohl dies ein Be­
schluß der Partei war, setzte sich Steffen über ihn hinweg 
und umging ihn, indem er sich in die Wahlkommission dele­
gieren ließ. Aber auch aus dem Wahlvorstand schied er aus 
mit der Begründung, daß die Wahl gegen die Bestimmungen 
der alliierten Behörden verstoße und er sich nicht strafbar 
machen wolle. Durch dieses Verhalten ermöglichte es Steffen, 
daß Leute gewählt wurden, die nicht die Interessen der Beleg­
schaft vertreten, sondern die Politik seiner Freunde, der Kon­
zernherren, durchführen. Aber die Kreisleitung Spandau 
schwieg und zog Steffen nicht zur Verantwortung. Sie schwieg 
auch dann, als Steffen, der Mitglied der Kreisleitung war, 
seine Funktion vernachlässigte und monatelang nicht zu den 
Sitzungen erschien.

Zwar verstand es Steffen geschickt, die Kreisleitung zu 
täuschen, aber der entscheidende Fehler ist, daß sich die Kreis­
leitung nicht genügend um diesen Betrieb kümmerte. Obwohl 
mehrmals ein Vertreter der Kreisleitung an den Sitzungen der 
Betriebsparteiorganisation teilnahm, wurde doch versäumt, 
unseren Genossen konkrete, systematische Anleitung und Hilfe 
zu geben, ihre Arbeit und die von ihnen gefaßten Beschlüsse 
sowie deren Durchführung zu kontrollieren und eine entschei­
dende ideologische Auseinandersetzung in den Reihen der 
Parteiorganisation zu entfalten. Im Gegenteil, es hatte oft­
mals den Anschein, als ob die Genossen der Kreisleitung vor 
den Stimmungen in der Parteiorganisation zurückwichen.

Erst als die LPKK die Arbeit der Parteiorganisation dieses 
Betriebes überprüfte, kam es zur Aufdeckung der hier ge­
schilderten Mißstände. Es bedurfte einer langen und harten 
Auseinandersetzung, um den Genossen die verderbliche Rolle 
Steffens und die Folgen aufzuzeigen, die ihre und seine sek­
tiererische und opportunistische Politik hatte.
(Fortsetzung auf Seite 32)
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